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A. Problem 

Die bisherige Kennzeichnung von Erzeugnissen des ökologischen Landbaus ist 
für die Verbraucherinnen und Verbraucher nicht ausreichend transparent und 
führt zur Verunsicherung. Diesem Umstand soll durch die Einführung eines 
einheitlichen staatlichen Öko-Kennzeichens abgeholfen werden. Der Gesetz- 
entwurf ist ein wichtiger Bestandteil der Agrarwende im Hinblick auf das Ziel, 
das Vertrauen der Verbraucher in die Sicherheit und Qualität von Lebensmitteln 
zurückzugewinnen. 


B. Lösung 

Es wird ein einheitliches Öko-Kennzeichen zur freiwilligen Verwendung für 
Erzeugnisse des ökologischen Landbaus eingeführt und gesetzlich abgesichert. 
Die Verwendung des Öko-Kennzeichens wird an die Kriterien gebunden, wel- 
che die einschlägigen EG- Vorschriften an den ökologischen Landbau und die 
entsprechende Kennzeichnung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 
Lebensmitteln stellen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

1 . Haushaltsausgaben ohne Völlzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 
Kein Vollzugsaufwand. 

E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Entwurf eines Gesetzes zur Einführung und Verwendung 
eines Kennzeichens für Erzeugnisse des ökologischen Landbaus 
(Öko-Kennzeichengesetz - ÖkoKennzG -) 1 ) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Öko-Kennzeichen 

(1) Ein Erzeugnis im Sinne des Artikels 1 Abs. 1 oder 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni 
1991 über den ökologischen Landbau und die entspre- 
chende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse und Lebensmittel (ABI. EG Nr. L 198 S. 1), zuletzt 
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 436/2001 der Kom- 
mission vom 2. März 2001 (ABI. EG Nr. L 63 S. 16), darf 
mit einem Kennzeichen nach Maßgabe einer Rechtsverord- 
nung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 (Öko-Kennzeichen) nur in den 
Verkehr gebracht werden, wenn die Voraussetzungen für die 
Bezugnahme auf den ökologischen Landbau oder die biolo- 
gische Landwirtschaft nach Artikel 5 Abs. 1 oder 3 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2092/91 erfüllt sind. 

(2) Es ist verboten 

1 . andere als die in Absatz 1 bezeichneten Erzeugnisse mit 
dem Öko-Kennzeichen, 

2. ein Erzeugnis oder einen sonstigen Gegenstand mit einer 
dem Öko-Kennzeichen nachgemachten Kennzeichnung, 
die zur Irreführung über die Art der Erzeugung, die Zu- 
sammensetzung oder andere verkehrswesentliche Eigen- 
schaften des gekennzeichneten Erzeugnisses oder Ge- 
genstandes geeignet ist, 

in den Verkehr zu bringen. 

(3) Sonstige Vorschriften über die Kennzeichnung oder 
Etikettierung von Saatgut, Futtermitteln oder Lebensmitteln 
bleiben unberührt. 

§2 

Ermächtigungen 

(1) Das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Er- 
nährung und Landwirtschaft wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1 . die Gestaltung des Öko-Kennzeichens, 

2. soweit dies erforderlich ist, um eine einheitliche Kenn- 
zeichnung oder eine eindeutige Erkennbarkeit der Er- 
zeugnisse zu gewährleisten, Einzelheiten der Verwen- 
dung des Öko-Kennzeichens 

zu regeln. 


■I Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informations- 
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften 
(ABI. EG Nr. L 204 S. 37), geändert durch die Richtlinie 98/48/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998 (ABI. 
EG Nr. L 217 S. 18), sind beachtet worden. 


(2) Das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Er- 
nährung und Landwirtschaft wird ferner ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1. Verweisungen auf Vorschriften der Verordnung (EWG) 
Nr. 2092/91 in diesem Gesetz zu ändern, soweit es zur 
Anpassung an Änderungen dieser Vorschriften erforder- 
lich ist, 

2. Vorschriften dieses Gesetzes zu streichen oder in ihrem 
Wortlaut einem verbleibenden Anwendungsbereich an- 
zupassen, soweit sie durch den Erlass entsprechender 
Vorschriften in Verordnungen der Europäischen Ge- 
meinschaft unanwendbar geworden sind. 

§3 

Strafvorschriften 

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
wird bestraft, wer 

1. entgegen § 1 Abs. 1 oder 2 Nr. 1, jeweils in Verbindung 
mit einer Rechtsverordnung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, ein 
Erzeugnis in den Verkehr bringt oder 

2. entgegen § 1 Abs. 2 Nr. 2 ein Erzeugnis oder einen Ge- 
genstand in den Verkehr bringt. 

§4 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer eine der in § 3 bezeich- 
neten Handlungen fahrlässig begeht. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig einer Rechtsverordnung nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 oder 
einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsver- 
ordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Buß- 
geldvorschrift verweist. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu dreißigtausend Euro geahndet werden. 

§5 

Einziehung 

Ist eine Straftat nach § 3 oder eine Ordnungswidrigkeit 
nach § 4 begangen worden, so können 

1. Gegenstände, auf die sich die Straftat oder Ordnungs- 
widrigkeit bezieht, und 

2. Gegenstände, die zu ihrer Begehung oder Vorbereitung 
gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind, 

eingezogen werden. § 74a des Strafgesetzbuchs und § 23 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind anzuwenden. 

§6 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 11. September 200 1 

Dr. Peter Struck und Fraktion 

Kerstin Müller (Köln), Rezzo Schlauch und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Der Gesetzentwurf steht an der Schnittstelle zwischen 
Agrarwende und Verbraucherpolitik in Deutschland. Künf- 
tig soll es möglich sein, Produkte aus dem ökologischen 
Landbau mit einem einheitlichen Öko-Kennzeichen, das ge- 
setzlich abgesichert ist, zu versehen. 

ln der Vergangenheit haben eine Vielzahl von Öko-Kenn- 
zeichnungen zu der für die Verbraucher unbefriedigenden 
Lage geführt, die Herkunft der Produkte aus ökologischem 
Landbau nicht zweifelsfrei erkennen und von anderen Pro- 
dukten unterscheiden zu können. Das in diesem Gesetzent- 
wurf vorgesehene Öko-Kennzeichen für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse, das den Marktbeteiligten zur Verwendung frei- 
steht, soll nunmehr Verbraucherinnen und Verbraucher in 
die Lage versetzen, anhand eines einheitlichen, leicht ver- 
ständlichen und prägnanten Siegels auf den ersten Blick Er- 
zeugnisse aus ökologischem Landbau zu erkennen. Ver- 
braucherinnen und Verbraucher erhalten einen transparenten 
und verlässlichen Maßstab zur Identifizierung solcher Pro- 
dukte. Dieses Ziel lässt sich nur durch eine bundeseinheit- 
lich gesetzlich geschützte Verwendung des Siegels errei- 
chen. 

Mit dem Entwurf wird zunächst die gesetzliche Grundlage 
für das Öko-Kennzeichen geschaffen. Einzelheiten in Bezug 
auf die Gestaltung und Verwendung des Siegels und von 
Sanktionsvorschriften sollen in einer Rechtsverordnung, zu 
der dieses Gesetz ermächtigt, geregelt werden. 

Die Verwendung des Öko-Kennzeichens ist freiwillig. Da- 
mit das Öko-Kennzeichen sich schnell am Markt durchset- 
zen kann, wird im Gesetzentwurf darauf verzichtet, der Ver- 
wendung des Kennzeichens ein u. U. zeit- und kostenauf- 
wendiges Vergabeverfahren vorzuschalten. 

Die Kriterien für die Verwendung des Öko-Kennzeichens 
richten sich nach den Vorgaben der EG-Öko-Verordnung, 
damit ein in der Europäischen Union einheitlicher Standard 
gilt. 

Die Einhaltung der Bestimmungen des ÖkoKennzG ist 
durch die nach der EG-Öko-Verordnung vorgesehenen Kon- 
trollmechanismen gewährleistet. Das Öko-Kennzeichen 
wird von den Marktbeteiligten im Rahmen der Kennzeich- 
nungsvorschriften der EG-Öko-Verordnung genutzt werden. 
Die in der EG-Öko-Verordnung vorgeschriebenen Kontrol- 
len und Maßnamen umfassen damit automatisch auch die 
inhaltlich korrekte Verwendung des Siegels. 

Der Handel - soweit er keine kontrollp tüchtige Tätigkeit 
vornimmt, zu der auch die Veränderung des Hinweises auf 
den Ökolandbau gehört - unterliegt nicht dem Kontrollver- 
fahren der EG-Öko-Verordnung. Hier gilt der allgemeine 
gesetzliche Rahmen, den das Lebensmittel- und Bedarfsge- 
genständegesetz für entsprechende Kontrollen bei Lebens- 
mitteln aus ökologischem Anbau im Hinblick auf die Le- 
bensmittelüberwachung vorgibt, deren Durchführung in den 
Händen der Länder liegt. 

Die Ahndung von Verstößen gegen dieses Gesetz als Straf- 
tat bzw. als Ordnungswidrigkeit soll mit notwendiger Ab- 


schreckungswirkung sicherstellen, dass das Öko-Kennzei- 
chen nicht missbräuchlich verwendet und damit das Ver- 
trauen der Verbraucher und Verbraucherinnen in die Kenn- 
zeichnung untergraben wird. 

Der Bund nimmt mit diesem Gesetz Zuständigkeiten aus 
dem Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung wahr. Für 
das ÖkoKennzG sind die Zuständigkeiten zugewiesen durch 
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 17 Grundgesetz (GG) (Förderung der 
land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung sowie die Ein- 
und Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse), Artikel 74 
Abs. 1 Nr. 11 GG (Recht der Wirtschaft) und Artikel 74 
Abs. 1 Nr. 20 GG (Schutz beim Verkehr mit Lebens- und 
Genussmitteln). 

Nach Artikel 72 Abs. 2 GG hat der Bund im Bereich der 
konkurrierenden Gesetzgebung das Gesetzgebungsrecht, 
wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensver- 
hältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- 
und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine 
bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht. 

Die Einführung eines einheitlichen Öko-Kennzeichens 
macht eine bundesgesetzliche Regelung zur Wahrung der 
Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Inte- 
resse erforderlich. Sinn des Öko-Kennzeichens ist es ge- 
rade, durch seine einheitliche Ausgestaltung die Verbrau- 
cher über die ökologische Erzeugung der Ware zu informie- 
ren und hinsichtlich seiner Kriterien für das gesamte Bun- 
desgebiet einheitliche Standards zu setzen. Nur durch eine 
bundesgesetzliche Regelung kann sichergestellt werden, 
dass für den Wirtschaftsstandort Deutschland einheitliche 
rechtliche Rahmenbedingungen im Hinblick auf die Ver- 
wendung des Öko-Kennzeichens gegeben sind. 

Eine bundesgesetzliche Regelung ist ferner erforderlich, um 
einheitliche rechtliche Rahmenbedingungen im Hinblick 
auf den Schutz des Verbrauchers, z. B. durch Sanktionen bei 
Verstößen gegen das ÖkoKennzG, zu gewährleisten. 

Belastungen der öffentlichen Haushalte außerhalb des Voll- 
zugs sind nicht zu erwarten. Für die Länder und Gemeinden 
sind insgesamt keine zusätzlichen Kosten für den Vollzug 
zu erwarten, da die Einhaltung dieses Gesetzes in die Kon- 
trollmechanismen der EG-Öko-Verordnung integriert ist 
und die EG-Öko-Verordnung bisher schon von den Ländern 
vollzogen worden ist. 

Für die Wirtschaftsbeteiligten fallen durch die Einführung 
des - freiwillig zu verwendenden - Öko-Kennzeichens 
keine höheren Kosten an. Es sind keine nachhaltigen Aus- 
wirkungen für die Einzelpreise, das Preisniveau sowie das 
Verbraucherpreisniveau zu erwarten. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Öko-Kennzeichen) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 sieht die Einführung eines - freiwillig zu verwen- 
denden - einheitlichen Öko-Kennzeichens vor. Gekenn- 
zeichnet werden können Erzeugnisse des ökologischen 
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Landbaus nach Artikel 1 Abs. 1 und 2 der EG-Öko-Verord- 
nung. 

Die Verwendung des Öko-Kennzeichens ist für die genann- 
ten Erzeugnisse nur dann zulässig, wenn diese die Voraus- 
setzungen der EG-Öko-Verordnung an die Kennzeichnung 
von Öko-Erzeugnissen erfüllen. Die Voraussetzungen erge- 
ben sich im Einzelnen aus den Vorschriften des Artikel 5 
Abs. 1 und 3 der EG-Öko-Verordnung, die je nach Art des 
Erzeugnisses bestimmen, dass bestimmte Erzeugungsregeln 
einzuhalten und Kontrollverfahren durchzuführen sind. 

Durch die Bezugnahme auf die EG-Öko-Verordnung wild 
sichergestellt, dass nur solche landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse mit dem Öko-Kennzeichen in den Verkehr gebracht 
werden, die den Anforderungen des EG-Standards an Er- 
zeugnisse aus ökologischem Landbau entsprechen. Gleich- 
zeitig wird die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes 
an die wirksamen Kontrollmechanismen geknüpft, die ge- 
meinschaftsrechtlich für ökologisch erzeugte Produkte vor- 
geschrieben sind. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift dient dem Schutz vor missbräuchlicher Ver- 
wendung des Öko-Kennzeichens. Danach ist es verboten, 
andere als die nach der EG-Öko-Verordnung kennzeich- 
nungsfähigen Erzeugnisse mit dem Öko-Kennzeichen 
(Nr. 1) oder ein Erzeugnis oder einen sonstigen Gegenstand 
mit einer irreführenden, dem Öko-Kennzeichen nachge- 
machten Kennzeichnung (Nr. 2) in den Verkehr zu bringen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 stellt klar, dass neben den Vorschriften dieses Ge- 
setzes die sonstigen Vorschriften über die Kennzeichnung 
oder Etikettierung von Saatgut, Futtermitteln oder Lebens- 
mitteln einzuhalten sind. 

Zu § 2 (Ermächtigungen) 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift sieht die erforderliche Ermächtigung des 
Bundesministeriums für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft vor, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates die Gestaltung des Öko-Kennzei- 
chens (Nr. 1) sowie die näheren Einzelheiten der Verwen- 
dung (Nr. 2) zu regeln. 


Diese Rechtsverordnung soll neben einer genauen Beschrei- 
bung des Öko-Kennzeichens in allen Wort- und Grafik- 
bestandteilen insbesondere regeln: 

- die Art und den Ort der Anbringung des Öko-Kenn- 
zeichens, 

- wie stark das Öko-Kennzeichen abgewandelt werden 
darf (maximale Vergrößerung oder Verkleinerung, Zu- 
lässigkeit von Zusätzen), 

- Kombinationsmöglichkeiten mit anderen Kennzeichen 
und Markenzeichen. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift ermächtigt das Bundesministerium für Ver- 
braucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die er- 
forderlichen Anpassungen in diesem Gesetz an Änderungen 
der EG-Öko-Verordnung (Nr. 1) und sonstiger Verordnun- 
gen der Europäischen Gemeinschaft (Nr. 2) vorzunehmen. 

Zu § 3 (Strafvorschriften) 

Die Vorschrift enthält die erforderlichen Straftatbestände 
bei Zuwiderhandlungen gegen das Verbot missbräuchlicher 
Verwendung des Öko-Kennzeichens (§ 1 Abs. 1 und 2 Nr. 1 
und § 1 Abs. 2 Nr. 2). 

Zu § 4 (Bußgeldvorschriften) 

Die Vorschrift enthält die erforderlichen Bußgeldtat- 
bestände, insbesondere bei fahrlässiger missbräuchlicher 
Verwendung des Öko-Kennzeichens. Außerdem können 
Verstöße gegen die Vorschriften einer Rechtsverordnung 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 (Einzelheiten der Verwendung des 
Öko-Kennzeichens) als Ordnungswidrigkeit geahndet wer- 
den. 

Zu § 5 (Einziehung) 

Die Vorschrift enthält die übliche nebenstrafrechtliche 
Regelung. 

Zu § 6 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes, das am 
Tag nach der Verkündung erfolgen soll. 
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